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Scheerer: Die Landesregierung sollte sich um eigene Aufgaben kümmern,
statt auf den Bund zu schimpfen

Strukturierte Flüchtlingsaufnahme ist gemeinsame Aufgabe von Bund und Land.

Im Rahmen der aktuellen Debatte mit dem Titel „Flucht vor dem Krieg. Heute helfen und auf morgen
vorbereiten.“ sagt der migrationspolitische Sprecher der FDP/DVP-Fraktion, Hans Dieter Scheerer:

 

„Die Entwicklungen im Ukraine-Krieg und die daraus resultierenden Fluchtursachen entwickeln sich Tag
für Tag in unvorhersehbarer Weise. Es liegt in der Natur der Sache, dass derzeit die Ankunft aller
ukrainischen Flüchtlinge nicht haargenau geplant und zugewiesen werden kann. Viele kommen bei
Familie und Freunden unter, und kommen deshalb nicht immer dort an, wo es die Landesregierung gerne
hätte. Wichtig ist, dass auch diese Menschen sich zeitnah bei den Behörden melden, um Hilfsangebote
wahrnehmen zu können und der Staat den erforderlichen Überblick bekommt. Bund, Länder und
Kommunen stehen gemeinsam in der Pflicht durch gemeinsame Anstrengungen die Registrierung,
Unterbringung und Versorgung der Geflüchteten zu gewährleisten und die vielen ehrenamtlichen Helfer
nicht alleine zu lassen.

 

Die Äußerungen von Innenminister Strobl und Justizministerin Gentges in den letzten Tagen irritieren
doch sehr. Die CDU-Minister sollten stets bedenken: Wenn man mit dem Zeigefinger auf den Bund zeigt,
zeigen drei Finger auf einen selbst. Die Bereitstellung von zusätzlichen Kapazitäten in den
Erstaufnahmeeinrichtungen ist ein wichtiger Schritt, sie werden vermutlich schon bald benötigt. Doch das
ist nicht das einzige was die Landesregierung tun muss. Auf die Kommunen werden große Belastungen
zukommen, mit denen sie nicht alleine gelassen werden dürfen. Die ankommenden Flüchtlinge sind in
großer Zahl Frauen und Kinder. Deshalb muss insbesondere die Integration der Kinder in Kitas und
Schulen, sowie die Anerkennung von Berufsabschlüssen und die Schaffung eines unkomplizierten
Zugangs zum Arbeitsmarkt im Vordergrund stehen. Hier ist das Land unvorbereitet, die Landesregierung
steht vor offenen Baustellen, die sie dringend beheben muss.
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Noch im Dezember hat Innenminister Strobl gegen die vernünftige Migrationspolitik der Bundesregierung
gewettert, sie sei nicht restriktiv genug und jetzt beklagt sich die CDU darüber, dass der Bund die
Landesregierung rechtzeitig über die zu erwartenden Flüchtlingszahlen informiert. Innenminister Strobl
und seine Gefolgsleute offenbaren eine Kurslosigkeit und Widersprüchlichkeit, die ihresgleichen sucht.“


